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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Feste und bezahlte Aufstellflächen für E-Scooter 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1899 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Jürgens 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Auf die kommerzielle Nutzung des öffentlichen Raums zum Abstellen von  

E-Scootern wird die Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen 

im Gebiet der Stadt Kassel und über Sondernutzungsgebühren angewendet. 

Für die Genehmigung der Abstellflächen für E-Scooter kommerzieller Anbieter 

werden vorrangig Parkplatzflächen genutzt. 

 

 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen, ob Auf die kommerzielle Nutzung des 

öffentlichen Raums zum Abstellen von E-Scootern wird die Satzung über die 

Sondernutzung an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel und über 

Sondernutzungsgebühren auf die kommerzielle Nutzung des öffentlichen 

Raums zum Abstellen von E-Scootern angewendet werden kann. Für die 

Genehmigung der Abstellflächen für E-Scooter kommerzieller Anbieter werden 

vorrangig Parkplatzflächen genutzt. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke 

Abwesend: AfD, WfK 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 



 

Beschluss der 41. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 

22. Oktober 2020 
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Dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion betr. Feste und bezahlte Aufstellflächen 

für E-Scooter, 101.18.1899, wird zugestimmt. 

 

 

 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag der Fraktion  

Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen, ob die Satzung über die Sondernutzung 

an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel und über 

Sondernutzungsgebühren auf die kommerzielle Nutzung des öffentlichen 

Raums zum Abstellen von E-Scootern angewendet werden kann.  

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: AfD, WfK 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderte Antrag der Fraktion 

Kasseler Linke betr. Feste und bezahlte Aufstellflächen für E-Scooter, 

101.18.1899, wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Sabine John 

Vorsitzender  Schriftführerin 




